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 Haushaltssatzung 

der Stadt Lengerich 

für das Haushaltsjahr 2021 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666), geändert durch Gesetz vom 
29.09.2020 (GV. NRW. S. 916), hat der Rat der Stadt Lengerich mit Beschluss vom 23.02.2021 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt 
Lengerich voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehen-
den Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigun-
gen enthält, wird 

- im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 52.815.500 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 55.651.600 EUR 

Der Gesamtbetrag der Erträge von 52.815.500 EUR beinhaltet außerordentliche Erträge in 
Höhe von 2.519.600 EUR aus der Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie voraussichtlich 
entstehenden Belastungen des Jahres 2021. 

- im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit auf  46.214.620 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit mit 50.464.590 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 5.577.970 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 21.820.205 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 22.442.235 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 7.287.900 EUR 

festgesetzt 

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 

17.442.235 EUR 

festgesetzt. 

Davon entfällt Betrag ein Betrag von 1.200.000 EUR auf eine Umschuldung. 
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§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlun-
gen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 

13.350.000 EUR 

festgesetzt. 

§ 4

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses 
im Ergebnisplan wird auf 

2.836.100 EUR 

festgesetzt. 

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf 

9.000.000 EUR 

festgesetzt. 

§ 6

Die Steuerhebesätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2021 wie folgt fest-
gesetzt: 

1 Grundsteuer 

1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A) auf 286 v.H. 

1.2 für die Grundstücke  
(Grundsteuer B) auf 528 v.H. 

2 Gewerbesteuer auf 442 v.H. 

§ 7

1. Die im Stellenplan mit einem „ku“-Vermerk versehenen Stellen werden beim Ausscheiden der
bisherigen Stelleninhaber umgewandelt.

2. Die im Stellenplan mit einem „kw“-Vermerk versehenen Stellen entfallen beim Ausscheiden
der bisherigen Stelleninhaber bzw. beim Einrücken des Stelleninhabers in eine frei werdende
Stelle.

3. Es wird zugelassen, dass Beamte mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die höhere
Planstelle eingewiesen werden, soweit sie während dieser Zeit die Obliegenheiten des verlie-
henen oder eines gleichartigen Amtes tatsächlich wahrgenommen haben und die Planstellen,
in die sie eingewiesen werden, besetzbar waren.
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§ 8

1. Als unerheblich im Sinne des § 83 GO NRW gelten über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen/ Auszahlungen, die

a) auf gesetzlicher Verpflichtung oder vertraglicher Bindung beruhen,
b) zur Verwendung zweckgebundener Einnahmen erforderlich sind,
c) sich auf inneren Verrechnungsverkehr oder Jahresabschlussbuchungen beziehen,
d) in sonstigen Fällen den Betrag von 10.000 € nicht überschreiten.

2. Als unerheblich im Sinne des § 85 GO NRW gelten über- und außerplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen, die den Betrag von 10.000 € nicht überschreiten.

§ 9

Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitionsmaßnahmen im Teilfinanzplan gem. § 4 
Abs. 4 Satz 3 KomHVO NRW wird auf 30.000 € (Summe der jährlichen Ein- und Auszahlungen je 
Investition) festgesetzt. 

Lengerich, 23.02.2021 

gez. gez. 

Möhrke Smolarz 

Bürgermeister Stadtkämmerer 
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Vorbericht 

zum Haushaltsplan der Stadt Lengerich für das Haushaltsjahr 2021 

1.1  Gesetzliche Grundlagen und allgemeine Erläuterungen 

Allgemeines 

Seit dem 01.01.2019 ist die neue Kommunalhaushaltsverordnung NRW (KomHVO NRW) in Kraft 
getreten und hat in Bezug auf die Aufstellung der Haushaltssatzung einige Neuerungen 
vorgesehen. Diese haben auch Auswirkungen auf den Vorbericht. Der Vorbericht soll einen 
Überblick über die Eckpunkte des Haushaltsplans geben. Die Entwicklung und die aktuelle Lage 
der Kommune sind anhand der im Haushaltsplan enthaltenen Informationen und der Ergebnis- 
und Finanzdaten darzustellen. Ergänzend ist vorgesehen, dass der Vorbericht unter 
Berücksichtigung der nachfolgenden Gliederung Aussagen enthalten soll über: 

(1) welche wesentlichen Ziele und Strategien die Kommune verfolgt und welche Änderungen 
gegenüber dem Vorjahr eintreten werden, 

(2) wie sich die wesentlichen Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen, das 
Vermögen, die Verbindlichkeiten und die Zinsbelastungen sowie die Verpflichtungen aus 
Bürgschaften, Gewährverträgen und ihnen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften in den beiden dem Haushaltsjahr vorangegangenen Haushaltsjahren 
entwickelt haben und voraussichtlich im mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanungszeitraums entwickeln werden, 

(3) wie sich das Jahresergebnis und das Eigenkapital im Haushaltsjahr und in den dem 
Haushaltsjahr folgenden drei Jahren entwickeln werden und in welchem Verhältnis diese 
Entwicklung zum Deckungsbedarf des Finanzplans steht,  

(4) welche wesentlichen Investitionen, Instandsetzungs- und Erhaltungsmaßnahmen im 
Haushaltsjahr geplant sind und welche Auswirkungen sich hieraus für die Haushalte der 
folgenden Jahre ergeben,  

(5) wie sich der Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit und aus Finanzierungstätigkeit 
entwickeln wird unter besonderer Angabe der Entwicklung der Kredite zur 
Liquiditätssicherung inklusive eines darzustellenden Abbaupfades,  

(6) wenn ein Haushaltssicherungskonzept aufgestellt wurde, wie die für das Haushaltsjahr 
vorgesehenen Maßnahmen im Haushaltsplan verwirklicht werden und wie sich diese auf 
die künftige Entwicklung der Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage auswirken,  

(7) welche wesentlichen haushaltswirtschaftlichen Belastungen sich insbesondere aus der 
Eigenkapitalausstattung und der Verlustabdeckung für andere Organisationseinheiten und 
Vermögensmassen, aus Umlagen, aus Straßenentwässerungskostenanteilen, der 
Übernahme von Bürgschaften und anderen Sicherheiten sowie Gewährverträgen ergeben 
werden oder zu erwarten sind aus  

Vorbemerkungen 
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a) den Sondervermögen der Kommune, für die aufgrund gesetzlicher Vorschriften
Sonderrechnungen geführt werden,

b) den Formen interkommunaler Zusammenarbeit, an denen die Kommune beteiligt ist,
und

c) den unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen der Kommune an Unternehmen in
einer Rechtsform des öffentlichen und privaten Rechts.

Das „Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie folgenden Belastungen in den 
kommunalen Haushalten und zur Sicherung der kommunalen Handlungsfähigkeit sowie zur 
Anpassung weiterer landesrechtlicher Vorschriften“ ist am 01.10.2020 in Kraft getreten. Teil 
dieses Mantelgesetzes ist u. a. das NKF-COVID-19-Isolierungsgesetz (NKF-CIG). Gemäß § 5 
Abs. 4 NKF-CIG ist die prognostizierte Corona-bedingte Haushaltsbelastung im Vorbericht zu 
erläutern und die vorzunehmende Nebenrechnung beizufügen. 

Bestandteile des kommunalen NKF-Haushaltes 

Im „Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF)“ stützen sich die Haushaltsplanung, 
Haushaltsbewirtschaftung und die Rechnungslegung auf drei Komponenten:  

• Ergebnisplan und Ergebnisrechnung

• Finanzplan und Finanzrechnung

• Bilanz

Der Haushalt ist produktorientiert und enthält Teilergebnis- und Teilfinanzpläne auf Ebene der 
gesetzlich vorgeschriebenen Produktbereiche und wird zu Steuerungszwecken ergänzt um die 
Teilpläne für die einzelnen Produkte.  

Der Ergebnisplan und die Ergebnisrechnung weisen die geplanten Aufwendungen und Erträge 
aus und bilden somit das Ressourcenaufkommen und den Ressourcenverbrauch ab.   

Die Aufwendungen und Erträge aus internen Leistungsbeziehungen finden sich jeweils nur auf 
der Ebene der Teilergebnisse wieder, da sie sich gesamtstädtisch ausgleichen.   

Der Finanzplan und die Finanzrechnung beinhalten alle Einzahlungen und Auszahlungen und 
geben einen Überblick über die Liquidität der Kommune. Es erfolgt eine Aufteilung in Zahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit sowie Investitions- und Finanzierungstätigkeit, so dass 
sämtliche Ein- und Auszahlungen nachvollziehbar werden.  

Erläuterungen zu den wesentlichen Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen 
sowie die Erläuterung zur Gegenüberstellung des Ergebnis- und Finanzplanes sind dem 
Ergebnis- und Finanzplan beigefügt.  

Nach den Änderungen des  zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und 
weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG 
NRW) vom 18.12.2018 sind dem Haushaltsplan gem. § 1 KomHVO NRW zukünftig folgende 
zusätzliche bzw. geänderte Anlagen beizufügen: 

• der Haushaltsquerschnitt als „je eine Übersicht“ über die Erträge und Aufwendungen, die
Veranschlagung des ordentlichen Ergebnisses und des Teilergebnisses der
Produktgruppen des Ergebnisplans sowie über den Saldo aus laufender
Verwaltungstätigkeit, die Einzahlungen, die Auszahlungen, den Saldo aus
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Investitionstätigkeit, den Finanzierungsmittelüberschuss oder -fehlbetrag und die 
Verpflichtungsermächtigungen der Produktgruppen des Finanzplans;  

• die Wirtschaftspläne und neuesten Jahresabschlüsse der Sondervermögen für die
Sonderrechnungen geführt werden;

• die Wirtschaftspläne und neuesten Jahresabschlüsse der Unternehmen und
Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, an denen die Kommune mit mehr als 20
Prozent unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist;  die Wirtschaftspläne und
Jahresabschlüsse können durch eine kurzgefasste Übersicht über die Wirtschaftslage
und die voraussichtliche Entwicklung der Unternehmen und Einrichtungen ersetzt
werden.

Für die bisher schon verlangte Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten 
wird festgelegt, dass die Verbindlichkeiten Kredite für Investitionen sowie Liquiditätskredite und 
ihnen wirtschaftlich gleichkommende Rechtsgeschäfte betreffen; ferner ist in der Übersicht der 
Stand der Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und der ihnen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäfte darzustellen. Die auszuweisenden Stände sind jeweils auf 
den Beginn des Vorjahres sowie auf den Beginn und das Ende des Haushaltsjahres zu beziehen. 

Haushaltsausgleich 

Grundsätzlich darf der Ressourcenverbrauch einer Periode (Haushaltsjahr) das 
Ressourcenaufkommen nicht übersteigen. Nach den Vorgaben des § 75 GO NRW muss der 
Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn 
der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen erreicht oder 
übersteigt. Die Verpflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan 
und der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 
gedeckt werden können.  

Mit dem 2. NKFWG NRW ist folgende neue Regelung in § 75 Abs. 2 GO NRW aufgenommen 
worden: Anstelle einer bestehenden oder fehlenden Ausgleichsrücklage oder zusätzlich zur 
Verwendung der Ausgleichsrücklage kann im Ergebnisplan auch eine pauschale Kürzung von 
Aufwendungen bis zu einem Betrag von 1 Prozent der Summe der ordentlichen Aufwendungen 
unter Angabe der zu kürzenden Teilpläne veranschlagt werden (globaler Minderaufwand).  

Die Gemeinde darf sich nach den Bestimmungen des § 75 Abs. 7 GO NRW  nicht überschulden. 
Sie gilt als überschuldet, wenn das Eigenkapital der Bilanz aufgebraucht ist.  

Nach dem 2. NKFWG NRW sieht § 75 Abs. 3 GO NRW vor, dass der Ausgleichsrücklage 
Jahresüberschüsse zugeführt werden können, soweit die allgemeine Rücklage einen Bestand in 
Höhe von mindestens 3 % der Bilanzsumme des Jahresabschlusses der Gemeinde aufweist. 

Wird das Eigenkapital über die Ausgleichsrücklage hinaus verringert, so gilt der Haushalt oder die 
Haushaltsrechnung als nicht ausgeglichen. Das bedeutet:  

- es besteht ein Fehlbedarf über die Ausgleichsrücklage hinaus,  

- die Verringerung der Allgemeinen Rücklage muss in Anspruch genommen werden, 

- Genehmigung des Haushaltes durch die Kommunalaufsicht.  

Gemäß § 76 Abs. 1 GO NRW besteht die Verpflichtung zur Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes, wenn  
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1. durch Veränderungen der Haushaltswirtschaft innerhalb eines Haushaltsjahres der in der
Schlussbilanz des Vorjahres auszuweisende Ansatz der allgemeinen Rücklage
(Eigenkapital) um mehr als ein Viertel (25%) verringert wird

oder

2. in zwei aufeinander folgenden Haushaltsjahren geplant ist, den in der Schlussbilanz des
Vorjahres auszuweisenden Ansatz der allgemeinen Rücklage (Eigenkapital) jeweils um
mehr als ein Zwanzigstel (5%) zu verringern

oder

3. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung die allgemeine
Rücklage (Eigenkapital) aufgebraucht wird.

§ 76 Abs. 2 GO NRW schreibt vor, dass die Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes der
Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. Die Genehmigung soll nur erteilt werden, wenn aus 
dem Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, dass spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr 
folgenden Jahr der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 2 GO NRW wieder erreicht wird.  

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Durch die Änderungen des 2. NKFWG NRW ist bei der Bewertung des im Jahresabschluss 
auszuweisenden Vermögens und der Schulden nach § 33 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 KomHVO NRW 
nun anstelle einer vorsichtigen eine wirklichkeitsgetreue Bewertung vorzunehmen. Risiken und 
Verluste, für deren Verwirklichung im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse der öffentlichen 
Haushaltswirtschaft nur eine geringe Wahrscheinlichkeit spricht, werden dabei nicht 
berücksichtigt. 

Soweit aufgrund einer allgemeinen Besoldungsanpassung Zuführungen zu den 
Pensionsrückstellungen erforderlich sind, können nach den neuen Regelungen des § 37 
KomHVO NRW diese Beträge gem. Abs. 2 ratierlich über die drei auf das Jahr der Anpassung 
folgenden Haushaltsjahre in der Ergebnisplanung bzw. -rechnung verteilt werden. Ferner können 
nun auch Rückstellungen für unbestimmte Aufwendungen in künftigen Haushaltsjahren gebildet 
werden, insbesondere für die erhöhte Heranziehung zu Umlagen nach § 56 KrO NRW. 

Im Haushaltsplan 2021 sind aufgrund dieser Änderungen oder anderer Anforderungen keine 
Abweichungen von den bisherigen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vorgesehen worden. 
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Kapitel 1: 
Wesentliche Ziele und Strategien der Kommune und Veränderungen gegenüber dem 
Vorjahr 
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1.1  Ziele, Strategien und Rahmenbedingungen 2021 

Die Stadt Lengerich hat im Jahr 2017 ihre Ziele in einem gesamtstädtischen Leitbild und einem 
Integrierten Stadtentwicklungskonzept Innenstadt (ISEK) niedergelegt. Das vorliegende Konzept 
gliedert sich in das gesamtstädtische Leitbild mit 23 Leitlinien, vielen Leitprojekten und ein 
räumliches Entwicklungskonzept sowie das ISEK Innenstadt mit der Formulierung von 
Entwicklungszielen, vielen Maßnahmen und einem Rahmenplan Innenstadt. Mit dem ISEK ist 
eine wichtige Weiche für die zukünftige Stadtentwicklung gestellt worden. Die Leitlinien sind 
fester Bestandteil des politischen Entscheidungsprozesses und ihrer Berücksichtigung wird bei 
jeder Entscheidung Rechnung getragen.  

Für die Haushaltswirtschaft lassen sich die wesentlichen Ziele aus den allgemeinen 
Haushaltsgrundsätzen nach § 75 GO NRW ableiten. Dort heißt es, dass die stetige Erfüllung der 
Aufgaben der Gemeinde sicherzustellen ist. Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, effizient 
und sparsam zu führen. Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
Rechnung zu tragen. Im Übrigen muss der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung 
ausgeglichen sein. 

Darüber hinaus sind ergänzend folgende Ziele handlungsleitend: 

• die Vermeidung der Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten,
• Umsetzung zukunftsträchtiger Investitionen, vor allem in Bildung und Infrastruktur, und
• den Nutz- und Buchwert des notwendigen Bestandsvermögens halten und/oder erhöhen.

Risiken für die Stadt Lengerich bestehen bei den Erträgen und Aufwendungen, die die Stadt nicht 
nur selber beeinflussen kann. Auf der Ertragsseite sind insbesondere die Erträge aus der 
Gewerbesteuer, die Anteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer sowie Erträge aus 
Schlüsselzuweisungen (deren Anspruch seit Jahren nicht gegeben ist) zu nennen. Während ein 
hoher Anteil der wichtigen Ertragsarten aus Steuern nur von der allgemeinen konjunkturellen 
Entwicklung abhängt, wird die Höhe der Schlüsselzuweisungen im Rahmen des kommunalen 
Finanz- und Lastenausgleichs auch von dessen Berechnungsmethodik bestimmt. Diese 
Berechnungsmethodik hat sich zu Lasten der kleinen und mittelgroßen Städte verändert und 
stärkt seit einigen Jahren insbesondere den kreisfreien Raum.  

Bei den Aufwendungen stellen insbesondere die Kreisumlagen sowie die Soziallasten 
wesentliche nicht direkt beeinflussbare Größen dar. Die ständige Ausweitung von Standards in 
der Aufgabenwahrnehmung oder die Aufbürdung neuer Aufgaben durch Bund und Land ohne 
angemessene Finanzausstattung haben darüber hinaus entsprechende Auswirkungen auf die 
Sach- und Personalaufwendungen. 

Um die Ziele der Haushaltswirtschaft auch zukünftig erreichen zu können, sind 
Handlungsspielräume durch die Optimierung der betriebsinternen Steuerungsprozesse, ein 
aktives Personalmanagement und einen stetigen Konsolidierungskurs zu verwirklichen. Die Stadt 
Lengerich wird sich zukunftsfähig aufstellen und hat dem Stadtrat am 09.10.2019 zahlreiche 
Maßnahmen im Rahmen der Digitalisierungsstrategie vorgestellt. 

Konsolidierungsmaßnahmen sowohl auf der Einnahmeseite zur Finanzierung der kommunalen 
Aufgaben, aber auch bei der Aufgabenerledigung und deren Ausgabeseite, sind in den 
vergangenen Jahren begonnen und umgesetzt worden. Dieser Weg wird auch in den Jahren 
2021 ff. kontinuierlich fortgesetzt und durch den Ausbau des Controlling-Systems begleitet. 
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1.2 Ausgangssituation zur Haushaltsplanung 2021 

1.2.1 Entwicklung des Haushaltsjahres 2020 und Ergebnisprognose 

Die Haushaltssatzung 2020 wurde am 17.12.2019 vom Rat der Stadt Lengerich beschlossen. Der 
Ergebnisplan weist einen Überschuss von 800 € aus. Aufgrund der Ermächtigungsübertragungen 
aus dem Jahr 2019 in Höhe von saldiert 432.135 € wurde das fortgeschriebene Ergebnis auf 
somit ein Defizit von 431.335 € angepasst. 

Im Finanzplan 2020 ist eine Verringerung des Finanzmittelbestandes in Höhe von 8.675.973 € 
vorgesehen. Durch die Ermächtigungsübertragungen verändert sich der Finanzmittelbedarf um 
2.274.515 € auf 10.950.488 €. Aufgrund der Veranlagungen im Jahr 2020 belaufen sich die 
Gewerbesteuererträge auf nur 13,76 Mio. € (Planwert: 18,33 Mio. €). Der Ansatz wird somit um 
4,57 Mio € unterschritten. Die allgemeine Zuweisung nach dem Gewerbesteuerausgleichsgesetz 
Nordrhein-Westfalen in Höhe von 4,94 Mio. € kompensiert den Ausfall mehr als vollständig. 

Trotz der Ermächtigungsübertragungen und sonstigen Veränderungen wird derzeit damit 
gerechnet, dass das Haushaltsjahr 2020 nicht mit einem Fehlbetrag abschließen wird. Daher wird 
derzeit von einem Ergebnis in Höhe von + / - 0 € ausgegangen. Der am 29.06.2020 im Rat 
vorgestellte Finanzzwischenbericht prognostizierte – unter Berücksichtigung der Isolierung der 
pandemiebedingten Haushaltsbelastungen – eine leichte Ergebnisverbesserung auf rd. 30.000 €. 

Im Bereich des Finanzplans hat es neben den Änderungen aus dem Ergebnisplan – hier 
schlagen die Corona-bedingten Mehrauszahlungen bzw. Mindereinzahlungen voll durch – 
zahlreiche Änderungen durch die Verschiebung von Maßnahmen gegeben. Bei den 
veranschlagten ISEK-Maßnahmen haben sich teilweise deutliche Verschiebungen ergeben und 
weitere Einzelmaßnahmen im Bereich der Gebäudewirtschaft oder beim Infrastrukturvermögen, 
wie z. B. die Erneuerung der Rahestraße, werden im Haushalt 2021 neu veranschlagt. Die 
Baukosten der Gesamtschule sind bisher deutlich geringer als kalkuliert,  sodass sich hier kein 
weiterer Kreditbedarf ergeben hat. Darüber hinaus ist das vorgesehene Gesellschafterdarlehen 
für die Stadtwerke/Teutel in Höhe von 5.000.000 € auch im Jahr 2020 nicht abgerufen worden 
und wird in Höhe von nur noch 2.792.000 € für das Jahr 2022 neu veranschlagt. Die 
Überbrückungsliquidität für die Stadtwerke/Teutel in Höhe von 5.571.000 € ist ebenfalls nicht 
abgerufen worden und wird im Jahr 2021 wieder vorgesehen.  

Aufgrund der o. g. und weiteren zahlreichen Maßnahmen, auch zur Finanzierung der 
Stadtwerke/Teutel, war für das Jahr 2020 ein Kreditbedarf für Investitionskredite von 6,9 Mio. € 
ausgewiesen worden. Durch die beschriebenen Änderungen musste bis zum Ende des Jahres 
2020 kein Kredit in Anspruch genommen werden.  

Der Bestand an liquiden Mittel beläuft sich zum 31.12.2020 auf 13.640.450,60 €. 

1.2.2 Grundlagen für die Planung der Ansätze für das Haushaltsjahr 2021 und den 
 Finanzplanungszeitraum 2022 – 2024 

Die Aufstellung des Haushaltsentwurfes 2021 – 2024 ist von erheblichen Unwägbarkeiten 
geprägt. Die andauernde COVID-19-Pandemie lässt keine zuverlässigen Prognosen zu den 
wirtschaftlichen und finanzwirtschaftlichen Auswirkungen für das Jahr 2021 und erst recht für die 
Jahre 2022 bis 2024 zu. Insbesondere die Gewerbesteuer sowie der Anteil an der 
Einkommensteuer hängen unmittelbar mit dem weiteren Infektionsgeschehen zusammen und 
sind für die Entwicklung des städtischen Haushaltes von erheblicher Bedeutung. Die Prognosen 
der Ertragsseite beruhen u. a. auf den Orientierungsdaten des Landes NRW vom 30.10.2020. 
Die Orientierungsdaten stellen laut den Ministerien der Finanzen und Heimat, Kommunales, Bau 
und Gleichstellung des Landes NRW auch unter Beachtung der November-Steuerschätzung 
(159. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzung“) weiterhin eine realistische Grundlage für die 
mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung dar. Gleichwohl werden bei der Ermittlung aller 
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Ansätze die örtlichen Besonderheiten, insbesondere im Hinblick auf die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der der Corona-Pandemie in Lengerich sowie die aktuelle Beschlusslage des 
Stadtrates berücksichtigt. 

Das Land NRW hat ergänzend zum regulären Haushaltsrecht der Gemeindeordnung und der 
Kommunalhaushaltsverordnung angesichts der COVID-19-Pandemie einige Sonderreglungen für 
das Haushaltsjahr 2020 und die Planungen für 2021-2024 geschaffen (u. a. NKF-COVID-19-
Isolierungsgesetz – NKF-CIG). Die finanziellen Belastungen aus der COVID-19-Pandemie je 
Haushaltsjahr sind zu ermitteln und als außerordentlichen Ertrag zur Entlastung des Haushaltes 
auszuweisen. Eine Isolierung der corona-bedingten Schäden ist somit für den Planungszeitraum 
2021-2024 vorzunehmen. Dies erleichtert den verbindlich zu erreichenden Haushaltsausgleich 
der Jahre 2021-2024. Allerdings sieht das NKF-CIG in § 6 vor, dass die ermittelten corona-
bedingten Finanzschäden des Jahres 2020 beginnend im Haushaltsjahr 2025 linear über 
längstens 50 Jahre erfolgswirksam abzuschreiben sind (außerplanmäßige Abschreibungen sind 
zulässig, sofern sie mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde in Einklang stehen). 
Stattdessen kann im Jahr 2024 der gesamte corona-bedingte Finanzschaden einmalig ganz oder 
in Anteilen erfolgsneutral gegen das Eigenkapital ausgebucht werden.  

Bei den Ansätzen für die laufenden Sachaufwendungen wird auf die Berücksichtigung pauschaler 
Steigerungsraten verzichtet. Einzelne Ansätze sind jedoch aufgrund der Preissteigerungsraten, 
insbesondere im Baubereich, teilweise deutlich erhöht worden. Im Bereich der 
Personalaufwendungen werden die tatsächlich erwarteten Steigerungen für die Vergütung  und 
Besoldung aufgrund der bereits verhandelten Tariferhöhungen etc., abweichend von den 
Orientierungsdaten,  berücksichtigt. 

Die Veranschlagung der Realsteuern auf Grundlage der Steuerhebesätze ist sowohl nach dem 
zu erwartetem Aufkommen als auch der Höhe der Hebesätze zu kalkulieren. Im Hinblick auf das 
Aufkommen sind, neben den konjunkturellen Erwartungen bei der Gewerbesteuer, bei allen 
Realsteuern die örtlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen.  

Für das Aufkommen der Realsteuern ist die Standortentwicklung ein bedeutender Faktor. Durch 
die Ausweisung neuer Gewerbeflächen im Gebiet Poststr./Deetweg und Iburger Straße kann eine 
Neuansiedlung von Unternehmen erfolgen. Im Bereich der allgemeinen Wohn- und 
Nichtwohnbebauung gibt es zahlreiche Projekte, die neue Angebote schaffen werden. 
Beispielhaft können hier die Entwicklung des Wohngebietes Esch/Ackerstraße und Wüstenei, 
neue Projektideen auf dem KLR-Gelände, an der Tecklenburger Straße oder das Gebiet Alte 
Post und Lindenstraße sowie das mittlerweile entwickelte Baugebiet Parkallee genannt werden. 
Die Stadt Lengerich erfährt weiterhin eine sehr positive Entwicklung durch zahlreiche gute 
Maßnahmen. Beispielsweise die geplante Verbesserung der Innenstadt durch das ISEK, der 
Ausbau der Sportstätten oder die Entwicklungen in der Schullandschaft führen zu deutlichen 
Standortverbesserungen. 

All diese Entwicklungen führen jedoch nicht zu einer solch hohen Steigerung des Aufkommens, 
dass die bisherigen Hebesätze für die Realsteuern ausreichen werden. Allerdings soll sowohl im 
Jahr 2021 als auch derzeit für die Finanzplanungsjahre 2022 bis 2024 wegen der teilweise 
extremen Einnahmeausfälle bei den Steuerpflichtigen aufgrund der COVID-19-Pandemie auf 
Hebesatzanpassungen verzichtet werden.  

Bei den Erträgen aus der Gewerbesteuer sind im Jahr 2020 erhebliche Einbußen zu verzeichnen, 
diese beruhen aber nur zu einem relativ geringen Teil auf den Auswirkungen der Pandemie. 
Insbesondere die Veranlagungen 2019 und die entsprechende Anpassung der Vorauszahlungen 
2020 führen zu Mindererträgen in Höhe von rd. 4,66 Mio. €. Für das Jahr 2021 wird mit 
Vorauszahlungen in Höhe von 15,3 Mio. € gerechnet, so dass ein Gesamtansatz in Höhe von 
16,2 Mio. € realistisch ist. 

Zur Berechnung des kommunalen Finanzausgleichs werden die Steuerkraftdaten des 
Referenzzeitraums 01.07.2019 bis 30.06.2020 ermittelt. Hierbei wird außerdem die Hälfte der 
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Gewerbesteuerausgleichsleistungen - unabhängig vom Auszahlungszeitpunkt - im ersten 
Halbjahr 2020 berücksichtigt. 

In Lengerich werden rd. 1.800 Hunde versteuert. Bei der Hundesteuer handelt es sich um eine 
allgemeine Aufwandssteuer. Bei der Veranschlagung des Aufkommens aus der Hundesteuer 
werden die gleichen Steuersätze wie im Vorjahr berücksichtigt. 
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1.3 Finanzwirtschaftliche Eckpunkte Haushaltsjahr 2021 in der Haushaltssatzung 

§ 1 Volumen des Haushalts:

Ergebnisplan: 

Die gesamten Erträge des Jahres 2021 betragen 52.815.500 € und teilen sich wie folgt auf: 

Bezeichnung Ansatz 2020 
€ 

Ansatz 2021 
€ 

Differenz 
€ 

Steuern und ähnliche Abgaben 37.220.100 34.173.000 -3.047.100 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen 7.037.770 7.007.330 -30.440 

Sonstige Transfererträge 2.000 2.000 0 

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.872.800 3.015.010 142.210 

Privatrechtliche Leistungsentgelte 1.154.880 1.225.560 70.680 

Kostenerstattungen und Kostenumlagen 2.928.780 3.208.700 279.920 

Sonstige ordentliche Erträge 1.029.200 1.115.400 86.200 

Aktivierte Eigenleistungen 202.000 314.500 112.500 

Bestandsveränderungen 0 0 0 

Finanzerträge 282.400 234.400 -48.000 

Erträge 52.729.930 50.295.900 -2.434.030 

Außerordentliche Erträge 0 2.519.600 2.519.600 

Außerordentlicher Ertrag: 

Im Rahmen der COVID-19-Pandemie wurde ein „Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-
Pandemie folgenden Belastungen in den kommunalen Haushalten und zur Sicherung der 
kommunalen Handlungsfähigkeit sowie zur Anpassung weiterer landesrechtlicher Vorschriften 
(NKF-CIG)“ vorgelegt. Nach Auffassung des Landesgesetzgebers ist es angesichts der durch die 
Corona-Pandemie bedingten außergewöhnlichen Lage erforderlich, die in den 
Kommunalhaushalten entstandenen bzw. entstehenden Mindererträge bzw. Mehraufwendungen 
haushaltsrechtlich zu isolieren, um die kommunalen Haushalte auch in den Folgejahren tragfähig 
zu halten und die kommunale Handlungsfähigkeit abzusichern. Dies gilt für das Jahr 2021 und 
den Finanzplanungszeitraum bis 2024 (siehe 1.2.2 Grundlagen für die Planung der Ansätze für 
das Haushaltsjahr 2021 und den Finanzplanungszeitraum 2022 – 2024). 

Die pandemiebedingten Haushaltsverschlechterungen sollen im Wege einer Bilanzierungshilfe in 
den kommunalen Haushalten mittels des außerordentlichen Ergebnisses in einem gesonderten 
Posten in der Bilanz aktiviert werden. Nach der Aktivierung im Jahresabschluss kann die 
Abschreibung das erste Mal im Jahr 2025 als Einmalbetrag oder linear über einen Zeitraum von 
längstens 50 Jahren erfolgen. 

Die ermittelten städtischen Haushaltsbelastungen infolge der COVID-19-Pandemie sind der 
„Darstellung der Corona-bedingten Haushaltsbelastungen bzw. des außerordentlichen Ertrages“ 
im Anschluss des Vorberichts zu entnehmen. 
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2020 37.220.100 7.037.770 2.000 2.872.800 1.154.880 2.928.780 1.029.200 202.000 0 282.400 0

2021 34.173.000 7.007.330 2.000 3.015.010 1.225.560 3.208.700 1.115.400 314.500 0 234.400 2.519.600

Erträge Ergebnisplan

2020

2021

Die gesamten Aufwendungen des Jahres 2021 betragen 55.651.600 € und teilen sich wie folgt 
auf: 

Bezeichnung Ansatz 2020 
€ 

Ansatz 2021 
€ 

Differenz 
€ 

Personalaufwendungen 13.724.160 14.406.400 682.240 

Versorgungsaufwendungen 1.734.815 2.040.200 305.385 

Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

7.004.000 7.100.900 96.900 

Bilanzielle Abschreibungen 4.527.640 4.740.400 212.760 

Transferaufwendungen 22.937.575 24.644.800 1.707.225 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 2.184.940 2.365.700 180.760 

Zinsen und sonstige 
Finanzaufwendungen 

616.000 353.200 -262.800 

Aufwendungen 52.729.130 55.651.600 2.922.470 
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2020 13.724.160 1.734.815 7.004.000 4.527.640 22.937.575 2.184.940 616.000

2021 14.406.400 2.040.200 7.100.900 4.740.400 26.644.800 2.365.700 353.200

Aufwendungen Ergebnisplan

2020

2021

 

Das Jahresergebnis 2021 beträgt – unter Berücksichtigung der außerordentlichen Erträge 

(Isolation der Corona-bedingten Finanzschäden)  -2.836.100 €. 

Finanzplan: 

Die planerische Veränderung des Geldvermögens wird im Finanzplan dargestellt. Hier werden 
alle geplanten Ein- und Auszahlungen veranschlagt.  

Im Unterschied zum Ergebnisplan werden im Finanzplan keine nicht zahlungswirksame Erträge 
und Aufwendungen wie z.B. aus der Auflösung von Sonderposten oder bilanzielle 
Abschreibungen berücksichtigt, so dass Abweichungen zwischen diesen Plänen bestehen.  

Darüber hinaus werden im Finanzplan die Investitionsplanungen der Stadt und deren 
Finanzierung (Einzahlungen/Auszahlungen) ausgewiesen.  
  

Bezeichnung Ansatz 2020 
€ 

Ansatz 2021 
€ 

Differenz 
€ 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.379.490 -4.249.970 -6.629.460 

Saldo aus Investitionstätigkeit -19.197.740 -16.242.235 2.955.505 

Saldo aus Finanzierungstätigkeit 8.142.277 15.154.335 7.012.058 

Änderung Finanzmittelbestandes -8.675.973 -5.337.870 3.338.103 
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§ 2 Festsetzung der Kreditermächtigung:

Die Kreditermächtigung wird auf 16.242.235 € festgesetzt. Dieser Betrag setzt sich 
folgendermaßen zusammen:   

1) Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit - 4.249.970 € 
2) Finanzbedarf für die lfd. Tilgung von Krediten - 1.087.900 € 

3) Verfügbare freie Mittel für Investitionen 0 € 

4) Saldo aus Investitionstätigkeit - 16.242.235 € 

5) Finanzmittelfehlbetrag (1+2+4) - 21.580.105 € 

6) Aufnahme von Krediten für Investitionen 16.242.235 € 

7) Veränderung der Liquidität (5+6) - 5.337.870 € 

Bei der Ermittlung der Kreditermächtigung wird berücksichtigt, dass für den Neubau der 
Gesamtschule insgesamt angesparte Investitionspauschalen in Höhe von rd. 9 Mio. € verwendet 
werden. 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen:

von Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung 
Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 13.350.000 € festgesetzt. 

Eine Übersicht der Einzelverpflichtungsermächtigungen ist dem Haushalt als Anlage beigefügt. 

§ 4 Ausgleichsrücklage / allgemeine Rücklage:

Die Tatsache, dass der Gesamtergebnisplan 2021 – auch unter Berücksichtigung des 
außerordentlichen Ertrages in Höhe der finanziellen Belastungen aufgrund der 
Corona-Pandemie – mit einem Minus von  -2.836.100 € abschließt, macht eine Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage zum fiktiven Haushaltsausgleich erforderlich.  

Haushaltsjahr 2021 

Bestand 31.12.2019 10.731.794,37 € 

Prognose 2020 0,00 € 

neuer Bestand  10.731.794,37 € 
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Entwicklung der Ausgleichsrücklage: 

Haushaltsjahr 
Anfangs-
bestand 

Inanspruch-
nahme 

Zuführung Endbestand 

Plan 2020 10.731.794,37 € 0,00 € 0 10.731.794,37 € 

Plan 2021 10.731.794,37 € -2.836.100 € 0 7.895.694,37 € 

Plan 2022 7.895.694,37 € -2.725.500 € 0 5.170.194,37 € 

Plan 2023 5.170.194,37 € -1.681.600 € 0 3.488.594,37 € 

Plan 2024 3.488.594,37 € -1.494.100 € 0 1.994.494,37 € 

Eine Verringerung der Allgemeinen Rücklage ist im gesamten Finanzplanungszeitraum nicht 
vorgesehen. Die Finanzschäden der Corona-Pandemie des Jahres 2020 sind beginnend mit dem 
Haushaltsjahr 2025 linear über längstens 50 Jahre erfolgswirksam abzuschreiben 
(außerplanmäßige Abschreibungen sind zulässig, sofern sie mit der dauernden 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde in Einklang stehen). Stattdessen kann im Jahr 2025 der 
gesamte corona-bedingte Finanzschaden einmalig ganz oder in Anteilen erfolgsneutral gegen 
das Eigenkapital ausgebucht werden.  

§ 5 Höchstbetrag der Kassenkredite zur Liquiditätssicherung:

Unterjährig kann es im Jahr 2021 erforderlich werden, Liquiditätskredite in Anspruch zu 
nehmen. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur Liquiditätssicherung im Jahr 2021 wird auf 
9.000.000 € festgesetzt. Planmäßig ist eine Inanspruchnahme von Kassenkrediten in Höhe 
von 5.000.000 € geplant. Derzeit wird davon ausgegangen, dass zum Jahresende alle 
Liquiditätskredite zurückgezahlt werden können. In den Jahr 2022 bis 2024 wird, ausgehend 
von einem Plan-Anfangsbestand an Finanzmitteln von 13.778.446,61€ (aus 2019), dies nicht 
möglich sein. So verbleibt am Jahresende 2022 ein Bestand an Kassenkrediten von 
1.400.000 €, hinzukommen im Jahr 2023 zum Jahresende 1.700.000 € und im Jahr 2024 
weitere 1.200.000 €. 

§ 6 Festsetzung der Steuersätze:

Die Hebesätze der Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

Grundsteuer A   = 286 v. H. (letzte Änderung 2020 von 272 auf 286 v. H.) 

Grundsteuer B   = 528 v. H. (letzte Änderung 2020 von 497 auf 528 v. H.) 

Gewerbesteuer  = 442 v. H. (letzte Änderung 2020 von 434 auf 442 v. H.) 
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Kapitel 2: 
Entwicklung der wesentlichen Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen, das Vermögen, die Verbindlichkeiten, die Zinsbelastungen sowie die 
Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und ihnen gleichkommenden 
Rechtsgeschäften in den beiden dem Haushaltsjahr vorangegangenen 
Haushaltsjahren und im mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanungszeitraumes 
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2.1 Entwicklungen der wesentlichen Erträge 

2.1.1 Steuern und Ähnliche Abgaben 

Ergebnis 

2019 
Plan 2020 

Ansatz 

2021 

Planung 

2022 

Planung 

2023 

Planung 

2024 

Grundsteuer A 113.431,48 122.000 123.000 124.000 125.000 126.000 

Grundsteuer B 4.088.134,31 4.356.000 4.545.000 4.586.000 4.627.000 4.669.000 

Gewerbesteuer 17.997.683,24 18.330.000 16.200.000 17.500.000 18.240.000 19.350.000 

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 

9.601.824,57 9.950.000 9.000.000 9.600.000 10.200.000 10.900.000 

Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer 

2.817.317,10 3.010.000 3.110.000 2.760.000 2.830.000 2.890.000 

Vergnügungssteuer 380.558,02 340.000 230.000 300.000 300.000 300.000 

Hundesteuer 139.742,00 182.000 187.000 187.000 187.000 187.000 

Kompensationsleistungen 905.542,20 930.100 778.000 969.000 1.002.000 1.029.000 

Summe 36.044.232,92 37.220.100 34.173.000 36.026.000 37.511.000 39.451.000 

Bei der Veranschlagung der Realsteuern ist von folgenden Hebesätzen ausgegangen worden: 

Steuerart Hebesatz 
2020 

Hebesatz 
2021 

Grundsteuer A 286 v.H. 286 v.H. 

Grundsteuer B 528 v.H. 528 v.H. 

Gewerbesteuer 442 v.H. 442 v.H. 

IT.NRW gibt regelmäßig die gewogenen Durchschnittshebesätze der Realsteuerarten, nach 
Gemeindegrößenklassen unterschieden, bekannt. Die letzte Veröffentlichung ist zum 30.09.2020 
erfolgt. Seit der letzten Erhöhung der Realsteuerhebesätze zum Haushaltsjahr 2020 ist nur der 
gewogene Durchschnittshebesatz der Gewerbesteuer gestiegen. Im vergangenen Haushaltsjahr 
ist eine Anpassung an die neuen Durchschnittshebesätze berücksichtigt worden. Zum Haushalt 
2021 ist eine Anpassung der Hebesätze aufgrund der letztlich noch nicht absehbaren 
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf alle Steuerpflichtigen nicht vorgesehen, auch wenn die 
Defizite im Ergebnisplan und damit der dauerhafte Verzehr von Eigenkapital - ohne 
Berücksichtigung des außerordentlichen Ertrages aufgrund der Corona-Pandemie - in 
absehbarer Zeit unweigerlich eine Verpflichtung zur Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes zur Folge hätten. Sämtliche weiteren Einnahmepotentiale wurden 
jedoch genutzt, und die Aufwandsseite wird im Jahr 2021 hinsichtlich nachhaltiger 
Aufwandsreduzierungen geprüft werden. 
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Gegenüber den gewogenen Durchschnittshebesätzen zum 30.09.2020 ergibt sich nur bei der 
Gewerbesteuer eine Abweichung: 

Steuerart Gewogener 
Durchschnitts- 

hebesatz 

Hebesatz 
2021 

Grundsteuer A 286 v. H. 286 v. H. 

Grundsteuer B 528 v. H. 528 v. H. 

Gewerbesteuer 444 v. H. 442 v. H. 

Gewerbesteuerhebesätze 2020: 

Das Aufkommen aus Grundsteuer A wird mit 123.000 € und für die Grundsteuer B mit 
4.545.000 € veranschlagt. Bei der Grundsteuer B ist ausschließlich aufgrund neu zu erwartender 
Veranlagungen eine Erhöhung ggü. 2020 um 189.000 vorgesehen. 

Für die Finanzplanung der Jahre 2022 bis 2024 ist von einer Beibehaltung dieser Hebesätze 
ausgegangen worden.  

Ab 2025 wird die Grundsteuer neu berechnet. Nach einem langandauernden Prozess hat der 
Bundesrat im November 2019 die Reform der Grundsteuer beschlossen. Das Steueraufkommen 
für die Kommunen soll sich durch die Reform nicht verändern. Ein Ziel der Reform ist es, dass 
das Steueraufkommen jeder Kommune nach der Grundsteuerreform genauso hoch ist wie zuvor. 
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https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-vermoegensgegenstand.html
https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-bilanz.html
https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-aktivierung.html
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